
 

 

 
 
 
 

 

 
 

 
 

    

Nr. 18/2019 Berlin, 19. September 2019 

 

Jürgen Dusel fordert Stärkung von Kindern mit Behinderungen und deren Familien 

Heutige Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses zum Bluttest 

 

Heute hat der Gemeinsame Bundesausschuss entschieden, den Bluttest auf Trisomie 13, 18 

und 21 im Rahmen einer Änderung der Mutterschafts-Richtlinie in bestimmten Fällen zur 

Kassenleistung zu machen. Vor diesem Hintergrund mahnt Jürgen Dusel, die gesellschaftli-

chen und gesetzlichen Rahmenbedingungen für Kinder mit Behinderungen und deren Fami-

lien zu verbessern.  

 

„Familien mit behinderten und pflegebedürftigen Kindern müssen mehr Respekt, Anerken-

nung und staatliche Unterstützung erfahren. Eltern von Kindern mit Behinderungen haben im 

Alltag große Herausforderungen zu bewältigen. Die Kinder benötigen spezielle Therapien, 

Hilfsmittel müssen beantragt oder sogar erstritten werden und auch die Suche nach einem 

geeigneten Kinderbetreuungsplatz oder einer Schule ist sehr oft schwierig - vor allem im 

ländlichen Raum,“ so der Beauftragte. „Die modernen medizinisch-technischen Metho-

den können wir nicht aus der Welt schaffen. Aber die Haltung zu Kindern mit Behinderungen, 

die Behinderung als Makel zu betrachten oder als Bürde für die Eltern, die müssen wir än-

dern. Denn das Kind ist nicht die Bürde. Die Bürde ist, dass Behinderung in Deutschland 

immer noch ein Armuts- und Ausgrenzungsrisiko ist,“ so Dusel weiter. „Die eigentlichen Be-

hinderungen sind häufig die bürokratischen Hürden, die das Leben erschweren: In so man-

chen Amtsstuben werden diese Familien eher als Bittsteller denn als gleichberechtigt behan-

delt. Hier ist es geboten, unter anderem durch eine Reform des Kinder- und Jugendhilfe-

rechts, für Verbesserungen zu sorgen. Behinderungsbedingte Mehraufwände müssen den 

Familien erstattet werden,“ so der Beauftragte. 

 

POSTANSCHRIFT  11017 Berlin 

TEL  03018 527-1797 

FAX  03018 527-1871 

INTERNET  www.behindertenbeauftragter.de  

E-MAIL 

FACEBOOK.COM 

TWITTER.COM 

 presse@behindertenbeauftragter.de 

/bundesbehindertenbeauftragter  

BBMB_bund 

 

 

POSTAN-

SCHRIFT 

 11017 Berlin 

TEL  03018 527- 

FAX  03018 527-1871 

INTERNET  www.behindertenbeauftragter.de 

E-MAIL  presse@behindertenbeauftragter.de 

 

Pressemitteilung 
 

 

http://www.behindertenbeauftragter.de/
mailto:presse@behindertenbeauftragter.de
https://www.facebook.com/bundesbehindertenbeauftragter
https://twitter.com/BBMB_bund


 

 

Seite 2 von 2 

 

Gerade nach der aktuellen Entscheidung des GBA müssen auch die Beratungsangebote für 

werdende Eltern deutlich verbessert werden. In diesem Zusammenhang sollte aus Sicht des 

Beauftragten in allen Studien- und Ausbildungsverordnungen der Gesundheitsberufe 

eine besondere Sensibilisierung und Vermittlung von fachlichem Hintergrundwissen 

zum Thema Behinderung zum obligatorischen Stundenplan gehören.  

 

„Hebammen beispielsweise werden in der Ausbildung nicht darauf vorbereitet, wie werdende 

Mütter in Bezug auf das Thema Behinderung beraten werden können - obwohl sie während 

einer Schwangerschaft eine Schlüsselfunktion haben. Ärztinnen und Ärzte raten bei einer 

diagnostizierten Behinderung nicht selten pauschal und ohne differenzierte Auseinanderset-

zung zum Schwangerschaftsabbruch, was die Eltern unter Druck setzt. Das zu ändern, ist 

eine Frage der Einstellung, aber natürlich auch eine Frage der gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen.“ 

 

 
Ein Beispiel ist die aktuelle Reform der Hebammenausbildung. In der kommenden Woche, 

am 25. September, wird Jürgen Dusel zu diesen Themen auch im Gesundheitsausschuss 

des Bundestages sprechen. 
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